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N Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 22 Ausgegeben Danzig, den 14. März 1923 


Inhalt. Geſetz über den Volksentſcheid (S. 335). — Geſetz betreffend weitere Abänderung der Beſteuerung 
des Gewerdebetriebes im Umherziehen (S 339). — Geſetz betreffend die Erhebung von Marktſtandsgeld (©. ven — 
Geſetz über Fürſorge für Kleinrentner (S. 341). — Ausführungsverordnung zum Geſetz über Fürſorge für Klein⸗ 
rentner vom 23. 2. 1923 (S. 342). — Verordnung über Grundlöhne in der Krankenverſicherung (S. 345). — Ver⸗ 
ordnung betreffend Aenderung des Sonderzuſchlages der unmittelbaren Staatsbeamten S. 346). 


108 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über den Volksentſcheid. Vom 6. 3. 1923. 
‘ T. Allgemeines, 


12 

Ein Volksentſcheid findet ſtatt, 

1. wenn der Senat bei Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Volkstag und ihm über ein vom 
Volkstag beſchloſſenes Geſetz den Volksentſcheid darüber anruft (Art. 43 Abſ. 3 der Verfaſſung), 

2. wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten es unter Vorlegung eines ausgearbeiteten Gejegent- 
wurfs verlangt (Volksbegehren) und der Entwurf nicht vom Volkstage unverändert angenommen 
iſt (Art. 47 der Verfaſſung). 

Über den Haushaltsplan, über Abgabengeſetze und Beſoldungsordnungen findet ein Volksent⸗ 

ſcheid nach Nr. 2 nicht ſtatt (Artikel 48 Abſ. 1 der Verfaſſung). 


8 2. 

Gegenſtand des Volksentſcheids iſt im Falle des S 1 Nr. 2 das begehrte und ein vom Voltstage 
beſchloſſenes abweichendes Geſetz. 

Haben dem Volkstag mehrere Volksbegehren über denſelbeu Gegenſtand vorgelegen, ſo iſt auch 
ein vom Volkstage beſchloſſenes Geſetz, durch das eins der begehrten Geſetzentwürfe angenommen wurde, 
zuſammen mit den anderen begehrten Geſetzentwürfen dem Volksentſcheide zu unterwerfen. 

II. Zulaſſungs⸗ und Eintragungsverfahren beim Volksbegehren. 
8 3. 
Das Begehren nach 8 1 Nr. 2 unterliegt einem beſonderen Zulaſſungs⸗ und Eintragungsverfahren. 
8 4. 

Der Zulaſſungsantrag iſt unter Vorlegung eines ausgearbeiteten Geſetzentwurfs ſchriftlich an 
den Senat zu richten. Er bedarf der Unterſchrift von mindeſtens zweitauſend Stimmberechtigten ($ 22). 
Dabei iſt das Stimmrecht der Unterzeichner des Antrages durch eine Beſtätigung der Gemeindebehörde 
ihres Wohnortes nachzuweiſen. 8 
In dem Antrage ſind Vertrauensmänner für etwa notwendig werdende Verhandlungen zu benennen. 


“ 


85. 
Anträge auf Zulafjung eines Volksbegehrens zugunften eines ausgearbeiteten Geſetzentwurfs 
können, wenn ein Begehren einmal gemäß s 19 nicht zuſtande gekommen iſt, erſt nach Ablauf eines 
Jahres von neuem geſtellt werden. 


Ichter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 3. 1922) 


Iſt ein infolge eines Volksbegehrens eingebrachter Geſetzentwurf durch einen Volksentſcheid ab⸗ 
gelehnt worden, ſo kann ein Antrag auf Zulaſſung eines erneuten Volksbegehrens zugunſten desſelben 
Geſetzentwurfs erſt geſtellt werden, nachdem inzwiſchen eine Neuwahl des Volkstages ſtattgefunden hat, 
früheſtens jedoch nach Ablauf eines Jahres nach der Ablehnung. 
8 6. 
Der Senat prüft, ob die Vorausſetzungen der 88 4 und 5 erfüllt find und entſcheidet über den 
Antrag auf Zulaſſung. f 25 


Wird dem Zulaſſungsantrag ſtattgegeben, ſo veröffentlicht ihn der Senat in der zugelaſſenen 
Form im Staatsanzeiger und ſetzt dabei Beginn und Ende der Eintragungsfrift feſt. 

Die Friſt beginnt früheſtens zwei Wochen nach Veröffentlichung der Zulaſſung und ſoll in der 
Regel eine Woche umfaſſen. = 

Nach der Veröffentlichung kann der Zulafjungsantrag nicht mehr geändert, aber bis zum Ablauf 
der Eintragungsfriſt jederzeit zurückgenommen werden. Die Zurücknahmeerklärung iſt gültig, wenn fie 
von mehr als der Hälfte der Unterzeichner des Antrages abgegeben iſt. 


9 9. 
Eintragungsberechtigt iſt, wer am Tage der Eintragung zum Volkstage wählen kann. 
d $ 10. 5 
Die Gemeindebehörden müſſen den Eintragungsberechtigten während der Eintragungsfriſt 
Gelegenheit geben, ſich in die vorſchriftsmäßigen Eintragungsliſten, die ihnen von dem Senat über⸗ 
geben werden, eigenhändig einzutragen. Erklärt ein Eintragungsberechtigter, daß er nicht ſchreiben kann, 
ſo wird ſeine Unterſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung erſetzt. 
5 81]; 
Die Eintragung ($ 10) muß enthalten: 
1. Vor⸗ und Zunamen, bei verheirateten oder verheiratet geweſenen Frauen auch den Geburtsnamen, 
2. Stand, Gewerbe oder Beruf, 


3. Bezeichnung der Wohnung. 8 12 


Zur Eintragung iſt nur zuzulaſſen, wer 

a) in die zuletzt abgeſchloſſene Wählerliſte (Stimmliſte) oder Wahlkarteien (Stimmkarteien) ein⸗ 
getragen iſt (8 23), es ſei denn, daß das Wahl- oder Stimmrecht inzwiſchen verloren gegangen 
iſt oder während der Eintragungsfriſt ruht, 

b) oder einen Eintragungsſchein hat ($ 13). 


813. 
Für die Ausſtellung eines Eintragungsſcheins gelten die Vorſchriften der 88 24, 25 entſprechend. 
Ein Eintragungsſchein iſt ferner auszuſtellen, wenn der Eintragungsberechtigte nachweiſt, daß er erſt nach 
der zuletzt jtattgefundenen Wahl oder Abſtimmung eintragungsberechtigt geworden iſt. 
8 14. 
Gegen die Ablehnung der Zulaſſung zur Eintragung oder gegen die Verſagung eines Eintrags⸗ 
ſcheins iſt Einſpruch zuläſſig. Gibt die Gemeindebehörde dem Einſpruch nicht alsbald ſtatt, ſo entſcheidet 
ihre Aufſichtsbehörde binnen 1 Woche. 


Ungültig find Eintragungen, die 

1. die Perſon des Eintragenden nicht zweifelsfrei erkennen laſſen, 
2. von nicht eintragungsberechtigten Perſonen herrühren, 

3. nicht in vorſchriftsmäßige Eintragungsliſten gemacht ſind. 


9 15. 
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a2 7 
Nach Ablauf der Eintragungsfriſt beurkunden die Gemeindebehörden auf den Eintragungsliſten, 
ob die Eingetragenen am Tage der Eintragung eintragungsberechtigt waren und in der Gemeinde ihren 
Wohnſitz hatten oder Eintragungsſcheine übergeben haben. . 
847. 
Der Abſtimmungsausſchuß (8 23) ſtellt feſt, wieviel Stimmberechtigte ſich für das Begehren gültig 
eingetragen haben. Das Geſamtergebnis wird von dem Abſtimmungsleiter ($ 23) im Staatsanzeiger 


veröffentlicht und dem Senat mitgeteilt. = 
£-4B: 2 


Als Zahl der ſämtlichen Stimmberechtigten ift die amtlich ermittelte Zahl bei der letzten Volks⸗ 
tagswahl oder allgemeinen Volksabſtimmung maßgebend. 


8 19. f 
Das Volksbegehren iſt zuſtande gekommen, wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten ($ 18) 
gültige Unterſchriften dafür abgegeben hat, daß der ausgearbeitete Geſetzentwurf dem Volkstag unter⸗ 
breitet werde. . 
- Der Senat hat unverzüglich den begehrten Geſetzentwurf einzubringen. 


III. Die Abſtimmung. 
9 0% 
Der Senat beſtimmt den Abſtimmungstag, der ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag ſein muß, 
und veröffentlicht ihn ſowie den Gegenſtand des Volksentſcheides und den Aufdruck des Stimmzettels im 


Staatsanzeiger. i N . 
Zwiſchen der Veröffentlichung und dem Abſtimmungstage ſoll höchſtens eine Friſt von drei 


Monaten liegen. 


8 21. 
Die Abſtimmung iſt unmittelbar und geheim. Jeder Stimmberechtigte hat eine Stimme. 
§ 22. 


Stimmberechtigt ift, wer das Wahlrecht zum Volkstage hat. Die Vorſchriften des Volkstags⸗ 
wahlgeſetzes über das Ruhen des Wahlrechts und die Behinderung in ſeiner Ausübung gelten auch für 
das Stimmrecht. 

8 23. 
Für die Abſtimmung gelten ſinngemäß die 88 7—11, Abſ. 1, 12, 13, 18 Abſ. I, 22—24 des 
Volkstagswahlgeſetzes. N 
„Hierbei treten an die Stelle der Bezeichnungen Wahl, Wähler, wählen, Wahlkreis, 
Wahlbezirk, Wahlleiter, Wahlausſchuß, Wahlvorſteher, Wahlvorſtand, Wahlhandlung, Wahl⸗ 
ergebnis, Wählerliſten, Wahlkarteien, Wahlſchein“ die Bezeichnungen: „Abſtimmung, Stimm⸗ 
berechtigter, abſtimmen, Stimmkreis, Stimmbezirk, Abſtimmungsleiter, Abſtimmungsausſchuß, 
Abſtimmungsvorſteher, Abſtimmungsvorſtand, Abſtimmung, Abſtimmungsergebnis, Stimmliſten, 
Stimmkarteien, Stimmſchein.“ 3 24 


Ein Stimmberechtigter, der in eine Stimmliſte oder Stimmkartei eingetragen iſt, iſt auf Antrag 
mit einem Stimmſchein zu verſehen, 5 
1. wenn er am Abſtimmungstag ſich außerhalb ſeines Wohnortes aufhält oder ihn ſo frühzeitig 

verlaffen muß oder an ihn fo ſpät zurückkehrt, daß er innerhalb der Abſtimmungszeit dort 

nicht mehr abſtimmen kann, N 
2. wenn er nach Ablauf der Friſt zur Auslegung der Stimmliſte oder der Stimmkarteien jeine 

Wohnung in einen anderen Stimmbezirk verlegt, N 5 
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3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens in ſeiner Bewegungsfähigkeit 
behindert iſt und durch den Stimmſchein die Möglichkeit erhält, einen für ihn günſtiger gelegenen Mb- 
ſtimmungsraum aufzuſuchen. 9 25 


Stimmberechtigte, deren Namen in eine Stimmliſte oder Stimmkartei nicht eingetragen oder 
geſtrichen worden ſind, ſind auf Antrag mit einem Stimmſchein zu verſehen, 

1. wenn fie wegen Ruhens des Stimmrechts oder wegen Behinderung in ſeiner Ausübung 
geſtrichen oder nicht eingetragen waren, der Grund hierfür aber nachträglich weggefallen iſt; 

2. wenn fie ihren Wohnſitz erſt nach Ablauf der Frift zur Auslegung der Stimmliſten und 
Stimmkarteien in das Inland verlegt haben; 

3. wenn ſie nachweiſen, daß ſie ohne ihr Verſchulden die Friſt zur Einlegung eines Einſpruchs 
gegen die Stimmliſte oder Stimmkartei verſäumt haben. 

8 26. 
Die Stimme lautet nur auf Ja oder Nein; Zuſätze ſind unzuläſſig. 


8 27. 
Abgeſtimmt wird mit it Stinmzetteln in amtlich geſtempelten Umſchlägen. 
Der Senat liefert die Stimmzettel von weißem oder weißlichem Papier mit dem im Staats⸗ 
anzeiger veröffentlichten Aufdruck und läßt ſie in den Abſtimmungsräumen in ausreichender Zahl bereithalten. 


8 28. 

Die Abſtimmenden tragen in die Stimmzettel das Wort Ja oder Nein ein oder durchkreuzen 
eines der für Ja oder Nein vorgedruckten Vierecke oder ſtreichen eines der vorgedruckten Worte Ja 
oder Nein. 

Handelt es ſich um mehrere Fragen, ſo iſt jede auf dem Stimmzettel einzeln mit Ja oder Nein 
nach Maßgabe des Abſ. 1 zu beantworten. er 9 
Ungültig ſind Stimmzettel 8 
„die nicht amtlich geliefert ſind; 

. die keine Eintragung enthalten; 

Haus deren Inhalt der Wille des Abſtimmenden nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt; 
4. die außer den Worten Ja oder Nein einen Zuſatz enthalten; 

5. die im Falle des 8 1 Nr. 1 beide Fragen mit Ja oder mit Nein beantworten; 

6. die mit einem Kennzeichen verſehen ſind. 

Mehrere in einem Umſchlag enthaltene Stimmzettel gelten als eine Stimme, wenn ſie gleich⸗ 
lautend ſind oder wenn nur einer von ihnen eine Eintragung enthält; 

andernfalls ſind ſie ungültig. 8 90 


Zur Ermittelung des Abſtimmungsergebniſſes ſtellt der Abſtimmungsausſchuß feſt, wieviel gültige 
Stimmen abgegeben ſind und wieviel auf Ja und auf Nein lauten. 


$ 31. 

Die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen entſcheidet. 

Ein Beſchluß des Volkstages kann durch einen Volksentſcheid nur dann außer Kraft geſetzt werden, 
wenn ſich die Mehrheit der Stimmberechtigten an der Abſtimmung beteiligt. (Artikel 48 Abſ. II Satz 3 
der Verfaſſung.) 

Soll durch Volksentſcheid eine Verfaſſungsänderung beſchloſſen werden, ſo iſt die Zuſtimmung 
der Mehrheit der Stimmberechtigten erforderlich (Artikel 49 Abſ. 2 der Verfaſſung). 

Bei Gleichheit der Stimmen für die Bejahung und für die Verneinung einer Frage gilt die 
Frage als verneint. Bei Gleichheit der Stimmen für die Bejahung zweier ro entſcheidet das Los, 
das der Abſtimmungsleiter zieht. 
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8 32. e 
Wird gegen die Gültigkeit der Abſtimmung Einſpruch erhoben, jo findet 8 31 des Volkstags⸗ 
wahlgeſetzes ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß eine Wiederholung der Abſtimmung nicht 
ſpäter als ſechs Wochen nach der Hauptabſtimmung ſtattfinden darf. 
8 33. : 
Der Senat veröffentlicht das Abſtimmungsergebnis im Staatsanzeiger. 
Koſten⸗, Straf⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
8 34. 

Für die Koſten des Zulaſſungs⸗ und Eintragungsverfahrens haften die Antragſteller, ſofern fie 
nicht die Mindeſtzahl von ein Zehntel der Stimmberechtigten erreichen. Im anderen Falle gelten für 
dieſe Koſten ſowie für die Koſten des Volksentſcheids die Vorſchriften des Volkstagswahlgeſetzes. Der 
Senat iſt berechtigt, von den Antragſtellern einen angemeſſenen Koſtenvorſchuß einzufordern. 

Die in den 88 7 und 10 erwähnten Koſten find den Antragſtellern zu erſtatten, wenn das durch 
das Volksbegehren verlangte Geſetz zuſtande gekommen iſt. 

8 35. 

Auf die allgemeine Volksabſtimmung im Sinne dieſes Geſetzes finden die 8s 107109 des 

Strafgeſetzbuches entſprechende Anwendung. 


$ 36. 
Der Senat erläßt zur Ausführung dieſes Geſetzes eine Abſtimmungsordnung. 
8 37. 
Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes treten zugleich für die Zwecke des Volksentſcheides die in 
dieſem Geſetz in Bezug genommenen Beſtimmungen des Volkstagswahlgeſetzes in Kraft. 
Danzig, den 6. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


109 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend weitere RE der Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen. 
Vom 9. 3. 1923. 


Artikel 1. 


Das Geſetz vom 3. Juli 1876 betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetrebes i im Umherziehen 
und einige Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820 in der 
Faſſung des Geſetzes vom 20. Dezember 1921 (Geſ. Bl. S. 225) wird wie ſolgt abgeändert: 

1.89 erhält folgende neue Faſſung: 

Die Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen beträgt in der Regel 2500 M für 
jedes Kalenderjahr. Die Steuerverwaltung iſt jedoch ermächtigt: 
a) für Gewerbe geringerer Art ermäßigte e von 2000, 1500, 1000, 700, 500 
und 300 M, 
b) für Gewerbebetriebe von bedeutendem Umſatz erhöhte Jahresſteuerſätze von 3000, 4500, 
6000, 15000, 25000, 30000, 40000, 50000, 65000, 80000 und 100000 M 5 
ſeſtzuſetzen. 


2. Im 8 20 iſt anſtatt 360. M — „2500 M“ zu jegen. 
3. In §8 24, 25 wird an die Stelle von 1 bis 30 M (Geldſtrafen) = „bis 30000 M“ geſetzt. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1923 in Kraft. 


Danzig, den 9. März 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Volkmann. 


110 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend die Erhebung von Marktſtandsgeld. Vom 7. 3. 1923. 
a 8 1. g 
Für den Gebrauch öffentlicher Plätze und Straßen zum Feilbieten von Waren auf Meſſen und 
Märkten darf eine Abgabe (Marktſtandgeld) nur unter Zuſtimmung der Gemeinde und Genehmigung 


Sr Nr TE 2 ar Fat 
a 4 1 n 2 


a des Bezirksausſchuſſes nach Maßgabe dieſes Geſetzes eingeführt oder, wo ſie beſteht, erhöht werden. 
SB 
= 9 2. 
E Die Höhe des Marktſtandgeldes ift nach der Größe des vom Feilbietenden zum Marktſtande 
= gebrauchten Raumes und nach der Dauer der Benutzung zu beſtimmen. Die Höchſtſätze, die für das 
Ss Quadratmeter und den Tag des Feilbietens zu beſtimmen find, werden durch den Senat der Freien 
er Stadt Danzig im Verordnungswege feſtgeſetzt. 

x In welcher Weiſe das Marktſtandsgeld für Gegenſtände, welche bei geringem Werte einen großen 
= Raum einnehmen bezw. auf Gegenſtände, die weder auf Tiſchen, noch in Buden, Kiſten, Fäſſern, Körben, 
Se Haufen ufw. feilgeboten werden, anzuwenden ift, ift in den betreffenden Tarifen mit Genehmigung des 
ER Bezirksausſchuſſes zu beftimmen. n 
Ra 


Angefangene laufende Meter und Quadratmeter find voll zu berechnen. 
8 8. 
In den Marktſtandsgeldern iſt die Miete für Buden, Zelte, Tiſche oder ſonſtige Vorrichtungen, 
welche den Verkäufern zum Gebrauche überlaſſen werden, nicht mit einbegriffen. . 
Es ſteht jedem frei, ob er ſich der ihm ſelbſt zugehörigen Vorrichtungen bedienen oder ſolche 
von anderen entnehmen will. 4 
Die Tarife zur Erhebung von Marktſtandsgeld müſſen öffentlich bekannt gemacht werden, außer 
den darin beſtimmten Abgaben dürfen keine anderen erhoben werden. 
Die Erhebung darf nur auf der Verkaufsſtelle ſtattfinden. 
8 N 5, 75 
Wer Marktſtandsgeld erhebt oder erheben läßt, von welchem er weiß, daß es gar nicht oder 
nur in geringem Betrage zu entrichten iſt, hat für jeden Übertretungsfall eine Geldſtrafe bis zu 
100 000 Mark oder im Unvermögensfalle entſprechende Haft verwirkt. 
8 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Mit dem gleichen Zeitpunkte treten außer Kraft: 


1. Das Geſetz betr. die Erhebung von Marktſtandsgeld. Vom 26. 4. 1872 (Geſ.⸗S. 1872 
Nr. 29 Seite 518.) | 


2. Anweiſung zur Ausführung des Geſetzes vom 26. 4. 1872, die Erhebung von Marktſtands⸗ 
geld betreffend, vom 10. Juni 1872 (Minifterialblatt für die geſamte innere Verwaltung 1872 
Seite 185). 

Danzig, den 7. März 1923. R 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Jewelowski. 


111 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Fürſorge für Kleinrentner. Vom 23. 2. 1923. 


8 1. : 
Die Gemeinden find verpflichtet, auf Antrag Kleinrentnern Fürſorge nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes zu gewähren. 
Der Senat kann beſtimmen, daß Kommunalverbände oder Gemeindeverbände an Stelle der 
Gemeinde treten. 9 2 


Zuſtändig für die Gewährung der Fürſorge iſt die Gemeinde oder Gemeindeverband des Wohn⸗ 
ortes des Kleinrentners. f 

Als Wohnort gilt der Ort, an dem ſich der Kleinrentner mit der Abſicht längeren oder dauernden 
Verbleibens und nicht nur vorübergehend aufhält. 

Iſt der Antragſteller auf fremde Koſten in einer Anſtalt untergebracht oder iſt er aus eigenem 
Entſchluß nur vorübergehend in eine ſolche Anſtalt eingetreten, ſo iſt die Gemeinde zuſtändig, die vor 
der Aufnahme in der Anſtalt ſein Wohnſitz war. - 2 f 

8 8. 

Als Kleinrentner im Sinne dieſes Geſetzes gelten ſolche im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
wohnhafte Danziger Staatsangehörige, deren Einkommen nicht oder nicht weſentlich in dem Ertrage ihrer 
Arbeit oder ihres Gewerbes, ſondern in der Hauptſache aus Rücklagen ihrer Arbeit oder Erträgniſſen 
ihres Beſitzes beſteht oder beſtanden hat und die durch die Geldentwertung unverſchuldet in eine Notlage 
geraten find. 8. 4 


Kleinrentner im Sinne dieſes Geſetzes ift nicht: 
a) wer jährlich mehr Einkommen aus Kapital oder Grundbeſitz hat, als das Geſamteinkommen 
eines Empfängers einer Erwerbsloſen⸗Unterſtützung, Invaliden⸗ oder Altersrente beträgt, 
b) wer das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, es ſei denn, daß er in ſeiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit weſentlich beſchränkt iſt, 
e) wer ein Ruhegehalt, Wartegeld oder Rente aus der Sozialverſicherung oder Gebührniſſe auf 
Grund von Militärverſorgungsbeſtimmungen bezieht, 
d) wer anderweitige ausreichende Einnahmen zur Beſtreitung ſeines Lebensunterhalts hat. 
Der Senat wird ermächtigt, entſprechend der jeweiligen Geldentwertung Einkommensgrenzen 
feſtzuſetzen, die die Fürſorgepflicht auf Grund dieſes Geſetzes ausſchließen. 
Der Senat wird ermächtigt, in Ausnahmefällen von den Vorſchriften in Ziffer a—d abzuſehen. 
8 8. 2 1 25 
Die Gemeinden können die den Kleinrentnern gegen Dritte zuſtehenden Unterhaltungskoſten 
verfolgen. 9 6 6 


Die Höhe der monatlich im voraus zu leiſtenden Unterſtützungsſätze darf die den Erwerbsloſen 
lepells zuſtehenden Sätze nicht üderſchreiten und nicht hinter den Sützen zurückbleiben, die jeweils den 
Sozialrentnern zuſtehen. 8 
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Spätere Abänderungen der Unterſtützungsſätze finden ohne weiteres auf die Unterſtützung der 
Kleinrentner Anwendung. 
Einkommen aus Arbeit oder Beſitz wird auf die hiernach zu zahlenden Unterſtützungsſätze in 
Anrechnung gebracht. 8 7 


Gegen einen Beſcheid, durch den dem Kleinrentner die Fürſorge nicht oder nicht in dem beantragten 
Umfang zugeſprochen wird, ſteht ihm das Recht der Beſchwerde zu. Über dieſe entſcheiden die im § 41 
Abſ. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. 8. 1883 aufgeführten Behörden endgültig. 

8 8. N 

Die Freie Stadt Danzig erſtattet den Gemeinden oder Gemeindeverbänden 80 v. H. der ihnen 
durch die Fürſorge nach Maßgabe dieſes Geſetzes entſtehenden ſächlichen Aufwendungen. 

Den leiſtungsunfähigen Gemeinden ſollen ausnahmsweiſe bis zu 90 v. H. der Aufwendungen 
erſtattet werden. 8 0 

Die Steuerbehörden find verpflichtet, den Gemeinden und Gemeindeverbänden bei Anfragen 
Auskunft über die Einkommens- und Vermögensverhältniſſe der Fürſorgeempfänger zu geben. 

Die unterhaltspflichtigen Angehörigen und die Arbeitgeber der Fürſorgeempfänger find verpflichtet, 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden bei Anfragen Auskunft über alle für die Fürſorge erheblichen 
Tatſachen zu geben. 9 10 

Alle Verhandlungen und Urkunden, insbeſondere Vollmachten und amtliche Beſcheinigungen, die 
bei Stellung von Anträgen der Durchführung von Erhebungen und Auszahlungen auf Grund dieſes 
Geſetzes erforderlich werden, ſind gebühren- und ſtempelfrei. 

8 11. 

Die Fürſorge gilt nicht als Unterſtützung im Sinne des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes. 

$ 12. : 

Die Deckung der durch dieſes Geſetz verurſachten Ausgaben geſchieht aus den Erträgniſſen der 
dem Volkstage vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze. 

| 8 18. 
Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen trifft der Senat. 
8 14. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Dezember 1922 in Kraft. 
Danzig', den 23. Februar 192. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 
112 Ausführungs verordnung 
zum Geſetz über Fürſorge für Kleinrentner vom 23. 2. 1923. Vom 9. 3. 1923. 
Art. 1. 


Die Gewährung der Unterſtützung findet nur auf Antrag ſtatt. Der Antrag iſt von dem Klein— 
rentner perſönlich oder durch einen Vertreter mündlich oder ſchriftlich bei der Gemeindeverwaltung ſeines 
Wohnortes (8 2 Abſ. 2 des Geſetzes) anzubringen. 

Art. 2. 

Die Feſtſetzung der Unterſtützung erfolgt durch die Gemeinde. Will dieſe dem Antrage nicht 
oder nicht in vollem Umfange ſtattgeben, ſo iſt er einem Ausſchuß zur Entſcheidung vorzulegen, der aus 
einem Vertreter der Gemeinde als Vorſitzenden und zwei dem Stande der Kleinrentner angehörigen 
Beiſitzern beſteht. 


? 
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Die Berufung der Beifiger erfolgt in der Stadt Danzig durch den Senat, in Zoppot durch den 
Magiſtrat, im übrigen durch die Kommunalaufſichtsbehörden. N 

Der Ausſchuß wird von dem Vorſitzenden nach Bedarf zuſammenberufen. Den Beiſitzern ſind 
die durch die Teilnahme an den Sitzungen entſtehenden baren Auslagen zu erſetzen. 

In den Streifen iſt der Landrat ermächtigt, für mehrere Gemeinden gemeinſchaftlich einen Ausſchuß 
zu bilden und den Vorſitzenden zu ernennen. 

Gegen die Entſcheidungen des Ausſchuſſes kann der Vertreter der Gemeinde Beſchwerde beim 
Senat einlegen. Dieſer kann die Entſcheidung abändern, unbeſchadet des dem betroffenen Kleinrentner 
gemäß 8 7 des Geſetzes zuſtehenden Beſchwerderechts. 

Die Gemeindeverwaltung iſt verpflichtet, die für die Beurteilung der häuslichen und wirtſchaft⸗ = 
lichen Verhältniſſe des Kleinrentners weſentlichen Umſtände einer genauen Prüfung von Amtswegen zu 
unterziehen, nötigenfalls die Auskunft der Steuerbehörde einzufordern und die Arbeitgeber und unter⸗ 
haltspflichtigen Angehörigen zur genauen Darlegung der Einkommens- und Vermögensverhältniſſe des 
Kleinrentners zu veranlaſſen (§ 9 des Geſetzes). ! 

Der Kleinrentner hat zu verſichern, daß er ſeine Erklärungen nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
abgegeben hat. Er iſt vorher darauf hinzuweiſen, daß er ſich durch wiſſentlich falſche Angaben der Gefahr 
ſtrafrechtlicher Verfolgung wegen Betruges gemäß § 263 St. G. B. ausſetzt. Hat die Gemeinde Zweifel 
an der Richtigkeit der Angaben, ſo kann ſie von dem Kleinrentner die Abgabe einer eidesſtattlichen Ver⸗ 
licherung verlangen. Der Kleinrentner iſt vorher über die Bedeutung einer ſolchen Erklärung zu belehren. 
Ein Zwang zur Abgabe kann nicht ausgeübt werden. Zur Abnahme iſt der mit der Bearbeitung der 
Kleinrentnerfürſorge betraute Gemeindebeamte ermächtigt. f 

Der Kleinrentner iſt verpflichtet, der Gemeinde ſofort von einer Anderung in ſeinen perſönlichen 
und wirtſchaftlichen Verhältniſſen Anzeige zu erſtatten, ſoweit dieſe für die Gewährung der Unterſtützung 
von Bedeutung ſind. Pr 

Art. 4. 

Die Unterſtützung wird in der Regel für 1 Jahr feſtgeſetzt. Sie iſt vom Beginn des Monats 
an zu gewähren, in deſſen Verlauf der Antrag geſtellt iſt. Andern ſich während dieſes Jahres die Ein⸗ 
kommensverhältniſſe des Kleinrentners, ſo kann eine anderweitige Feſtſetzung von Amtswegen vorgenommen 
werden. 5 a 
Von einer Neufeſtſetzung kann abgeſehen werden, wenn offenkundig iſt, oder der Kleinrentner 
glaubhaft verſichert, daß in ſeinen Vermögens- und Einkommensverhältniſſen eine weſentliche Anderung 
nicht eingetreten iſt. Sie hat zu erfolgen, wenn ſeit der letzten Feſtſetzung 3 Jahre verfloſſen ſind. 

Während der Zeit, für die die Unterſtützung feſtgeſetzt iſt, kann der Kleinrentner eine Neufeſt⸗ 
ſetzung nur beantragen, wenn er glaubhaft macht, daß in den Verhältniſſen, die für die Feſtſetzung maßgebend 
ſind, eine weſentliche Anderung eingetreten iſt. 5 


Art. 5. : 5 3 

Die dem Kleinrentner zu gewährende Unterſtützung iſt ſo hoch zu bemeſſen, daß ſie dem Vetrag 
des dem Empfänger einer Invaliden oder Altersrente nach S 2 Abf. 1 des Geſetzes vom 24. 9. 22. 
(Geſ. Bl. S. 434) zugeſtandenen Geſamteinkommens gleichkommt. Jede Anderung dieſes Satzes tritt 
auch für den Bezieher der Kleinrentnerunterſtützung von dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Abänderungs⸗ 
beſtimmung ein. i Free 
Art. 6. 5 
Die Unterſtützung iſt auch dann zu gewähren, wenn unterhaltspflichtige Verwandte vorhanden 

ſind, die ihrer Unterhaltspflicht dem Kleinrentner gegenüber nicht nachkommen. Die Gemeinden ſind 
jedoch verpflichtet, die auf Grund des Geſetzes gezahlten Beträge von den unterhaltspflichtigen Dritte 
einzufordern, nötigenfalls im Klageweg beizutreiben, wenn ſie überzeugt ſind, daß die Verwandten ihre 
Unterhaltspflicht im Rahmen der 88 1601 ff. B. G. B. erfüllen können ($ 5 des Geſetzes). wir 


Macht die Gemeinde dieſen ihr 7 Dritten gegenüber zuftehenden Aniorud nicht in gehöriger 
Weiſe ge ltend, ſo verliert ſie den Erſtattungsanſpruch gegen die Freie Stadt Danzig ($ 8 des Geſetzes). 
Die zurückerlangten Beträge ſind in demſelben Verhältnis der Freien Stadt Danzig zurückzu- 

een, in dem dieſe zu den früher gewährten Unterſtützungen beigetragen hat. 


5 Art. 7. 

Die Eigenſchaft als Kleinrentner im Sinne des Geſetzes wird nicht durch den Bezug einer aus 
öffentlichen Mitteln gewährten Rente oder Penſion verloren, ſoweit dieſe vom Senat gezahlt werden 
und nicht auf geſetzlicher Grundlage beruhen (3. B. lfd. W an Beamtentöchter, * 
heiratete Witwen). 

Zu den in 8 4 Abſ. 1 zu c des Geſetzes bezeichneten REN auf Grund von Militärver⸗ 
ſorgungsbeſtimmungen gehören nicht die gemäß Geſetz vom 22. Mai 1895 (Reichsgeſ-Bl. S. 237) gewährten 
Veteranenbeihilfen nebſt Teuerungszulagen. 

f Art. 8. 


Die Unterſtützung daf nicht gewährt’ werden, wenn der Kleinrentner anderweitige Einnahmen 
inn Höhe des ihm zuſfehenden Unterſtützungsſatzes (Art. 5) hat. 

Als Einnahme im Sinne dieſer Beſtimmung gelten nicht Unterſtützungen, die von der privaten 
Wohlfahrtspflege oder anderer dritter Seite ohne Rechtsgrund gewährt werden, ferner nicht die in Art. 7 
bezeichneten Bezüge. \ 

Ferner bleibt Einkommen aus Arbeit außer Betracht, ſoweit es zwei Drittel des Unterſtützungs⸗ 
ſatzes an überſteigt. 

Als Einkommen aus Arbeit gilt auch der Erlös aus der Untervermietung von Räumen. Soweit 
es ſich üm möblierte Zimmer handelt, iſt bei der Errechnung des Verdienſtes außer dem Werte von 
Nebenleiſtungen auch ein angemeſſener Betrag für die Abnutzung der dem Untermieter überlaſſenen 
Möbel in Abzug zu bringen. Dieſer darf jedoch in der Regel nicht mehr als 40 v. H. der Miete betragen. 

Erreicht das anrechnungsfähige Einkommen den Unterſtützungsſatz nicht, ſo iſt der Unterſchied 
dem Kleinrentner als Unterſtützung zu zahlen. 

Art. 9. 4 

Die Unterſtützung darf ferner nicht gewährt werden, wenn der Kleinrentner zwar laufende 
Einnahmen in der in Art. 8 bezeichneten Höhe nicht hat, aber im Beſitz von Vermögensbeſtandteilen iſt, 
durch deren Veräußerung oder Verpfändung er ſich, ohne daß dieſes für ihn eine Härte bedeutet, Bar: 
mittel beſchaffen kann, deren Ertrag den in Art. 8 bezeichneten Betrag erreichen würden. Zum Verkauf von 
Hausgerät, Schmuck uf, ſoll der Kleinrentner nur gehalten fein, wenn es ſich um Luxusgegenſtände 


handelt und dieſe als Andenken nicht in Frage kommen. 


Trotz des Vorhandenſeins der die Fürſorge nach bj. 1 ausſchließenden Umſtände kann die 
Unterſtützung dann gewährt werden, wenn der Kleinrentner eine jchriftliche Erklärung abgibt, in der er 
anerkennt, daß die Gemeinde nach ſeinem Tode berechtigt iſt, aus ſeinem Nachlaß Befriedigung in Höhe 
der gewährten Unterſtützung nebſt 4% Zinſen vom Tage der Leiſtung an zu fordern. Der Gemeinde 
bleibt es überlaſſen, ſich von dem Kleinrentner zwecks Erleichterung der, Verwirklichung des Anſpruchs 


geeignet erſcheinende Sicherheiten geben zu laſſen. 


Die Gemeinde hat von dem eingeräumten Recht nur Gebrauch zu machen, wenn die Erfüllung, 
der Verpflichtung für die Erben keine beſondere Härte bedeutet. Dieſe wird in der Regel dann nicht 
vorliegen, wenn der Erbe dem Kleinrentner gegenüber nicht unterhaltspflichtig war und auch ſonſt nicht 
für ihn geſorgt hat. 

Die N 5 Art. 6 Abf. 3 findet entſprechende Anwendung. 
Art. 10. 
Eine weitergehende Fürſorge der Gemeinde, insbeſondere die Gewährung von Aterftgiing i in 
Natur wird durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen. 


\ 
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Art, 11. 


Die Erstattung der Unterſtützungsbeträge durch die Freie Stadt Danzig erfolgt nachträglich für 


den Zeitraum eines Monats. Die Forderungsnachweiſe ſind von den Stadtverwaltungen Danzig und 
Zoppot unmittelbar, von den übrigen Gemeinden durch die Kreisverwaltungen dem Senat vorzulegen. 
Aus ihnen muß die Anzahl der berüdfichtigten Fälle hervorgehen. Sie haben ferner die Verſicherung 
zu enthalten, daß in dem angeforderten Betrage nur die ſächlichen Verwaltungskoſten enthalten ſind. 
Auf Erfordern wird der Senat den Stadtverwaltungen Danzig und Zoppot, ſowie den Kreiſen, 
letzteren zwecks Verteilung an die Gemeinden, Vorſchüſſe gewähren. 
Art. 12. 
Die Feſtſetzung und Auszahlung der Unterſtützung iſt ſchleunigſt vorzunehmen. Bei Berechnung 
der Nachzahlung iſt für den Monat Dezember ein Betrag von 3600 M ein Anſatz zu bringen. 
5 Art. 13. 
Die Anträge, die innerhalb von 2 Monaten nach der Veröffentlichung des Geſetzes im Geſetzblatt 
der zuſtändigen Stelle zugehen, werden auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes (J. Dezember 1922) 
zurückbezogen. Bei ſpäter geſtellten Anträgen iſt der Zeitpunkt ihres Einganges maßgebend. 


Danzig, den 9. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
113 = Verordnung | 
über Grundlöhne in der Krankenverſicherung. Vom 9. 3. 1923. 
° 
Auf Grund des Geſetzes über Anderung von eldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 
. =” x 8 1; 5 

Im 8 180 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung vom 
13. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 242) werden das Wort „awölfhundert“ durch das Wort „zweitauſend⸗ 
vierhundert“ und das Wort „dreitauſendſechshundert“ durch das Wort „vierzehntauſendvierhundert“ erſetzt. 

a ; 8 2. s 

Einer Satzungsänderung wegen der Neufeſtſetzung des Grundlohns nach § 1 bedarf es bis zu 
einer weiteren geſetzlichen Anderung des § 180 der Reichsverſicherungsordnung nicht. Inzwiſchen ſetzt 
der Kaſſenvorſtand den Grundlohn neu feſt. Beſchließt er dabei auch eine Anderung der bisher ſchon 
bei der Kaſſe beſtehenden Mitgliederklaſſen oder Lohnſtufen, ſo bedarf dieſer Beſchluß der Zuſtimmung 
des Oberverſicherungsamts. SAL 

Mitglieder, deren Grundlohn danach die bisher bei der Kaſſe vorgeſchriebene Höchſtgrenze über- 


ſteigt, haben auf die ihrem neuen Grundlohn entſprechenden höheren Kaſſenleitungen erſt vom dreiund⸗ 


vierzigſten Tage nach dem Inkrafttreten des Vorſtandsbeſchluſſes (Abs. 1) ab Anſpruch. Dies gilt auch für 
Verſicherungsfälle, die beim Inkrafttreten des Vorſtandsbeſchluſſes bereits eingetreten ſind. Falls die 
Mittel der Kaſſe ausreichen, kann der Vorſtand der Kaſſe beſchließen, daß die höheren Leiſtungen ſchon 
von einem früheren Tage ab zu gewähren ſind. 

Für Perſonen, die zur Mitgliedſchaft bei einer Orts-, Land- oder Innungskrankenkaſſe oder bei 
einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe verpflichtet ſind, haben die Arbeitgeber der Kaſſe innerhalb einer 
Woche nach Inkrafttreten dieſer Verordnung die zur Berechnung der Beiträge erforderlichen Angaben 
zu machen. 9 b 5 2 SER 


Zuwiderhandlungen werden gleich Zuwiderhandlungen gegen § 318 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung beſtraſt. 
Erſtattet ein Arbeitgeber trotz Aufforderung des Kaſſenvorſtandes die Meldung nicht friſtzeitig, 
ſo kann für ſeine Beſchäftigten der Kaſſenvorſtand bis zur ordnungsmäßigen Meldung den Grundlohn 
in der Höhe feſtſetzen, die für Verſicherte der gleichen Art in Betrieben gleicher Art gilt, und, ohne Pflicht 
zur lan) die entſprechenden Beiträge erheben. 
ER § 4. 
Br: Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 9. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


114 Verorduung 
betreffend Anderung des Sonderzuſchlages der unmittelbaren Staatsbeamten.” Vom 7. 3. 1928. 
Auf Grund des Art. 2 Abſ. 2 des Geſetzes über eine dreizehnte Anderung der Dienſtbezüge der 
unmittelbaren Staatsbeamten vom 2. Februar 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 170) wird der Sonderzuſchlag der in 
Art. 1 a. a. O. bezeichneten Beamten mit Zuſtimmung des Hauptausſchuſſes des Volkstages 
für den Monat Januar 1923 aun ., 25 v. H., 
vom 1. Februar 1923 ab bis zur anderweiten Regelung auf 30 v. H. 
der in Art. 1 a. a. O. genannten Bezüge feſtgeſetzt. 
Danzig, den 7. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


Schriftleitung: Biro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


